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Heute ist die Zahl der Beschäftig-
ten rückläufig, die letzte Entlas-
sungswelle trägt erheblich zur Ar-
beitslosigkeit in der Region bei
und dank der unternehmerfreund-
lichen Steuergesetze erhält die
Stadt Rüsselsheim von Opel z.Zt.
keinen Cent Gewerbesteuer. Der
frühere Reichtum verkehrt sich in
das Gegenteil, obwohl die Stadt
Rüsselsheim nach wie vor zu den
produktivsten in Hessen gehört.
Das hier erarbeitete Vermögen
reicht  allemal aus, die sozialen
und kulturellen Bedürfnisse in der
Stadt zu befriedigen. Wer also be-
hauptet, die RüsselsheimerInnen
würden über ihre Verhältnisse le-
ben, der führt die Menschen in die
Irre.

Statt nun mit allem Nachdruck die
in unserer Gesellschaft herrschen-
de ungerechte Vermögensvertei-
lung, die Zunahme von privater
und öffentlicher Armut oder die Er-
pressungspolitik von General Mo-
tors zu kritisieren, setzen SPD,
CDU, FDP und Grüne voll auf
Konzepte, die Rüsselsheim in
Konkurrenz zu den Nachbarkom-
munen bringen. Durch einen ex-

Für ein soziales
Rüsselsheim

Unsere KandidatInnen für den Kreistag
Die Rüsselsheimer Wahlinitiative „Die Linke/Liste Solidarität“ unterstützt bei der Kreistagswahl die Wahl-
liste „Die Linke.Offene Liste“. Wir sind auf dieser Liste mit folgenden RüsselsheimerInnen vertreten:
Marianne Flörsheimer, Dr. Andreas Schwarz, Yeter Ayboga, Prof. Dr. Werner Müller, Karl-Heinz Schne-
ckenberger, Heinz-Jürgen Krug, Arthur Weger, Martina Friedmann, Michael Brücks und Heinz König.
Spitzenkandidatin Marianne Flörsheimer, gelernte Erzieherin und Dipl. Sozialpädagogin war Anfang der
90er Jahre Ortsvorsitzende, Mitglied des Kreisvorstands und Landtagskandidatin der Grünen, von 1993
bis 1997 Stadtverordnete im Rüsselsheimer Stadtparlament für die fNEP. Eine Wahl in den Kreistag
würde eine enge Verzahnung der Arbeit in Rüsselsheim und im Kreis zur Folge haben, die bei vielen
Entscheidungen von Bedeutung sein kann. Besonders  die Verlagerung des Rüsselsheimer Sozialamts
in die Zuständigkeit des Kreises  und die Verantwortung des Kreises für die „Hartz IV“- EmpfängerInnen
(wobei sich die mit Abstand größte Dienststelle in Rüsselsheim befindet) erfordern ein koordiniertes
Vorgehen bei der Abwehr des fortschreitenden Sozialabbaus.

Deshalb: Wählen Sie bei der Kreistagswahl Liste 6    DIE LINKE.OFFENE LISTE !

Wer Solidarität will,
muss links wählen!
Liebe Rüsselsheimerin, lieber
Rüsselsheimer!

Am 26. März haben Sie die Wahl
zwischen sechs konkurrierenden
Parteien bzw. Listen. Viele von
Ihnen werden die Entscheidung
vor dem Hintergrund der Politik der
vergangenen fünf Jahre treffen. Es
waren sehr bewegte Jahre für die
Stadt in denen SPD, CDU, Grüne,
Liste Rüssel und auch FDP wie-
derholt mit ihren politischen Vor-
haben am Protest und Widerstand
der Menschen gescheitert sind.

In den Wochen des Wahlkampfs
werden sie aber alles daran set-
zen, durch Plakate, Hochglanzbro-
schüren und Presseerklärungen
vom Scheitern ihrer Politik abzu-
lenken. Der Versuch, die Eich-
grundschule zu schließen, die
Borngrabenschule auf das Gelän-
de der Dürerschule zu packen, die
Horte zu schließen und die Ar-
beitsbedingungen in den Kinder-
tagesstätten zu verschlechtern soll
ebenso in Vergessenheit geraten,
wie der geplante Teilverkauf der
Stadtwerke oder die Schließung
von Jugendhäusern und Alten-
treffs in den Stadtteilen.

Die WählerInnen sollen die Feh-
ler vergessen

Vor allem SPD und Grüne wollen
ihre politischen Fehler vergessen
machen. Die SPD wirbt in ihrem
Wahlprogramm nicht nur mit Ein-
richtungen, die es nicht mehr
gäbe, wenn sie in den vergange-
nen fünf Jahren ihre Politik unge-
hindert hätte durchsetzen können,
sie spricht sich heute auch gegen

einen  möglichen Verkauf des
Stadtkrankenhauses aus. Bei so
viel Annäherung der SPD an linke
Positionen wollen auch die Grü-
nen nicht nachstehen und eröffnen
sich die „Option“, bei anziehender
Konjunktur den Gewerbesteuerhe-
besatz wieder zu erhöhen. Ohne
den Druck von unten und ohne die
linke Konkurrenz in der Stadtver-
ordnetenversammlung durch die
Liste Solidarität wäre dieser Sin-
neswandel kaum denkbar. Der
einzige Garant dafür, dass SPD
und Grüne auch nach der Wahl zu
dem stehen, was sie heute zu
Papier bringen, ist eine starke lin-
ke Fraktion in der Stadtverordne-
tenversammlung.

Wie wichtig den Menschen Soli-
darität in einer von Wettbewerb,
Egoismus und Konkurrenz ge-
prägten Welt ist, sieht man auch
daran, dass die Rüsselsheimer
Grünen mit dem Slogan werben
„Solidarität macht stark!“ Ob sie
damit die Solidarität meinen, die
in den vergangenen Jahren die
Durchsetzung ihrer falschen Poli-
tik verhindert hat, ist fraglich. Wir
sagen deshalb mit allem Nach-
druck:

Wer wirklich Solidarität will,
muss am 26. März links wählen!

Es hat sich vieles verändert im neuen Jahrhundert. Die großen Glücksversprechen,
durch mehr Wettbewerb und „freien Markt“ den allgemeinen Wohlstand zu steigern
und Demokratie zu fördern, erweisen sich als haltlos. Rüsselsheim ist dafür nur ein
besonders krasses Beispiel. Aus einem Arbeiterdorf entstanden wuchs die Stadt nach
dem Krieg in kürzester Zeit von 15.000 auf 60.000 EinwohnerInnen an. Arbeitsplätze
gab es „beim Opel“ und Opel verdiente gut an der Automobilkonjunktur. Opel baut
heute zwar immer noch Autos, aber die negativen Folgen des globalen Wettbewerbs
treffen mit voller Wucht Werk und Stadt.

trem niedrigen Gewerbesteuerhe-
besatz versucht sich die Stadt Vor-
teile bei der Gewerbeansiedlung
zu verschaffen. Auch die Kultur
und Bildungspolitik wird vor allem
unter dem Gedanken der „Stand-
ortsicherung“ betrachtet.

Haushaltskonsolidierung aus
eigener Kraft ist eine Illussion

SPD, CDU FDP und Grüne pfle-
gen den Glauben, die Stadt kön-
ne die durch die Steuerverweige-
rung von General Motors verur-
sachte Haushaltslücke durch
Sparmaßnahmen und effizienteres
Wirtschaften schließen. Doch das
ist nicht der Fall, denn die von Opel
einst angezogenen Arbeitnehme-
rInnen leben immer noch in Rüs-
selsheim, sie brauchen die sozia-
le Infrastruktur der Stadt, sie brau-
chen Schulen, Kindertagesstätten
und Weiterbildung, sie brauchen
Lehrstellen, Altentagesstätten und
Beratung. Und selbst wenn alle
sozialen und kulturellen Einrich-
tungen auf ein Minimum reduziert
würden, könnte die Finanzierungs-
lücke im Haushalt  nicht geschlos-
sen werden.

Große Kluft zu den Menschen

Dass Sparen an Bildung, Kinder-
tagesstätten, Kultur und öffentli-
chen Dienstleistungen die Zukunft
mehr belastet als der immer
wieder beschworene Schulden-
berg wird den Menschen zuneh-
mend bewusst. Zum Entsetzen der
etablierten Politik stießen das „Zu-
kunftssicherungsprogramm“ ge-
nannte Sparpaket und die der ge-
plante Teilverkauf der Stadtwerke
an Suez/Eurawasser auf massive
öffentliche Ablehnung. SPD, CDU,
FDP und Grüne stehen vor dem
Problem, dass sie für ihre neoli-
berale Politik keine Mehrheit in der
Bevölkerung haben. Sie versu-
chen daher ihre Konzepte unter
möglichst langer Geheimhaltung
(wie beim Teilverkauf der Stadt-
werke und beim Konsolidierungs-
programm 2002) zu entwickeln
und dann nach der Devise von
Machiavelli: „Tue Grausames
schnell“ durchzusetzen oder feh-
lende eigene Überzeugungskraft
durch den Einkauf teurer Gutach-
ten zu ersetzen.  Demokratie und
BürgerInnenbeteiligung bleiben
dabei auf der Strecke.
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Zum 1. Januar 2006 hat die Gas-
versorgung Rüsselsheim GmbH
die Gaspreise um durchschnittlich
13,2% erhöht. Diese Preiserhö-
hung ist bereits die zweite Anhe-
bung innerhalb eines Jahres.
Schon zum 1. Februar 2005 wa-
ren die Preise um durchschnittlich
5,9% erhöht worden. Eine weite-
re Steigerung wird nun bereits für
April 2006 angekündigt.
In immer mehr Städten gründen
Kunden Bürgerinitiativen und weh-
ren sich gemeinsam gegen diese
Entwicklung. Vor allem das ge-
betsmühlenartige Runterleiern der
sogenannten Ölpreisbindung
bringt die Gasverbraucher in
Rage. Nachdem das Bundeskar-
tellamt auf die Unzulässigkeit von
langfristigen Lieferverträgen in
Verbindung mit der Ölpreisbindung
hingewiesen hat, werden jetzt an-
dere Gründe für die hohen Gas-
preise genannt. Nun soll es die
enorme Nachfrage auf dem Ener-
giemarkt sein, die die Gaspreise
nach oben schnellen lässt.

Energiekonzerne machen
Riesengewinne

Die Wut von immer mehr Men-
schen richtet sich gegen die Ener-
giekonzerne, die an der Tankstel-
le, beim Strom und beim Gas an
der Preisspirale drehen. Sie ent-
ziehen damit dem Konsum zig Mil-
liarden Euro und schaden der ge-
samten Volkswirtschaft. Millionen
Verbrauchern wird von einem
knappen Dutzend Monopolkonzer-
nen täglich tief in die Tasche ge-
griffen. Der einzige Zweck der
Übung: Riesengewinne einfahren.
Bereits nach dem dritten Quartal
hat allein Deutschlands größter
Energiekonzern, die E.ON AG,
verkündet, dass der Rekordge-
winn von 2003 übertroffen wurde.
Laut Zwischenbilanz vom
10. 11. 2005 beläuft sich der Über-
schuss auf satte 6,4 Mrd. Euro. Er
stammt je zur Hälfte aus dem Ver-
kauf von Konzernteilen (Viterra,
Ruhrgas Industries) und aus den
höheren Energiepreisen.

Als wirksamer Hebel gegen die
Preistreiberei der Gaskonzerne
erweist sich der § 315 BGB, der
für den Verbraucher bei einseiti-
ger Preisfestsetzung durch den
Versorger die Möglichkeit eröffnet,
die Billigkeit der Preiserhöhung zu
überprüfen.

Öffentliche Diskussion
über Gaspreise

Wir missbilligen die drastische
Erhöhung der Gaspreise. Wir wer-
den die Verärgerung und Empö-
rung der Bürger aufnehmen und
über Möglichkeiten besserer poli-
tischer Kontrolle und politische
Protest-Aktionen nachdenken. Es
darf nicht sein, dass die dauern-
den Preiserhöhungen von weni-
gen Aufsichtsratsmitgliedern ge-
nehmigt werden, ohne dass es
eine breite Diskussion zur städti-
schen Energieversorgung gibt. Die
durch privatrechtliche Ausgrün-
dungen schon jetzt kaum zu kon-
trollierende Geschäfts- und Preis-
politik der Gasversorgung Rüs-
selsheim GmbH zeigt, wohin das
Konzept einer privatisierten Gas-
versorgung führt oder führen kann.
Grundgesetz und Energiewirt-
schaftsgesetz verpflichten die En-
ergiekonzerne auf das Gemein-
wohl. Deshalb fordern wir eine
transparente Preispolitik und ver-
brauchergerechte Preise.

Wir fordern:

! Rücknahme der Preiserhöhung
vom 1.1.2006!

! Offenlegung der Gaspreis-Kal-
kulation!

! Nachweis der Billigkeit der Gas-
preissteigerung!

! Keine weiteren Preiserhöhun-
gen ohne Offenlegung der Kal-
kulation!

Arthur Weger

Weitere Informationen und Mus-
terbriefe findet man auf folgen-
der Website:
http://www.gaspreise-runter.de

Gaspreise runter!
Als im Anschluss an die große
Wahl Ende letzten Jahres die Qual
der großen Koalition folgte, da
musste das Fußvolk der Parteien
bei Laune gehalten werden. Die
sich Sozialdemokraten heißen
haben dazu nicht nur ihren neuen
großen Vorsitzenden aufgeboten.
Eingeladen zum SPD-Landespar-
teitag Ende November in der Rüs-
selsheimer Köbel-Halle waren
auch die Airport-Manager aus der

schaft zum Flughafen kräftig ram-
poniert. Es gingen dort auf einen
Schlag weit über 500 Arbeitsplät-
ze verloren. Der texanische Com-
puter-Konzern DELL zog mit sei-
ner Deutschland-Zentrale von
Langen in das „Main-Airport-Cen-
ter“ am Flughafen. DELL wollte, so
Bürgermeister Pitthan, aus dem
bisher genutzten Gebäude im Lan-
gener Monza-Park raus, weil es
nicht klimatisiert ist. Dem Unter-

Kinderüberraschung statt Lärmtaler

Nachbarschaft. Und die Amigos
von Fraport spielten der Jahres-
zeit angemessen mal den Nikolau-
si und brachten den Genossinnen
und Genossen säckeweise scho-
ko-gefüllte Advents-Kalender mit.
An den kommenden 24 Tagen im
Dezember durften sich die Kleinen
und Allerkleinsten und mit ihnen
Mama und Papa dann an den Seg-
nungen des Flughafens laben.

Wie der Flughafen Arbeits-
plätze in der Region vernichtet

Ganz dringend müssen die lieben
Onkels von der Fraport in Langen
vorbeischauen und dort einem
Kindergarten den Spielplatz be-
zahlen oder dem örtlichen Fußball-
verein einen neuen Satz Trikots
spendieren. Seit Mitte vergange-
nen Jahres ist die gute Nachbar-

nehmen wurden drei Angebote un-
terbreitet, innerhalb von Langen
umzuziehen. Die Airport-Manager
waren mit einem besseren Ange-
bot zur Stelle: zwei Jahre mietfrei
und danach eine Miete von 8 EUR
pro qm in ein Gebäude, das seit
seiner Fertigstellung vor etwa zwei
Jahren weitgehend leer gestanden
hatte. So läuft die feindliche Über-
nahme von Arbeitsplätzen aus
dem Umland durch den Moloch
Flughafen.

Von Sensitivitätsanalysen und
Wirbelschleppen

Diesen harten Realitäten der
Marktwirtschaft sind dann selbst
Sensitivitätsanalysen nicht ge-
wachsen. Das ist einer der statis-
tischen Taschenspielertricks, mit
dem die Wirtschaf tsweisen den

Flughafen zum Job-Motor gar der
ganzen Nation hochstilisieren
wollten.
Im gleichen Maße wie Rürup, Hu-
jer und Konsorten haben sich auch
die Manager von Airbus verrech-
net. Der Airbus A380 erweist sich
derzeit als nicht praxistauglich. Die
Tragflächen halten nicht, was die
Flugzeugbauer versprochen ha-
ben. Zudem müssen auf Grund
der mächtigen Wirbelschleppen
die Abstände der nachfolgenden
Flieger so groß bemessen sein,
dass der Fraportsche Koordinati-
onseckwert (über 80 Starts und
Landungen pro Minute) zu
schrumpfen droht. Von den abge-
deckten Häusern im Raunheimer
Stadtgebiet erst gar nicht zu reden.
Im September letzten Jahres wur-
den für die Werftanlagen im Sü-
den des Flughafens mehrere Dut-
zend Hektar Wald umgemacht und
in eine Mondlandschaf t verwan-
delt. Außer Vetternwirtschaft und
Korruption wird dort nichts mehr
blühen.
Es wird in den kommenden Aus-
einandersetzungen um die beab-
sichtigte Flughafenerweiterung
nicht ausreichen, dass drei Akti-
visten von Robin Wood die Baum-
wipfel besetzen. Wir kommen in
den nächsten Monaten in eine
Phase, in der Ablehnung und Pro-
test nicht mehr delegiert werden
können. Die Menschen müssen in
der nun folgende Phase zusam-
menfinden, um der Zerstörung ih-
rer Lebenswelt einen entschiede-
nen Widerstand entgegen zu set-
zen.

Roger Treuting (Bürgerinitiative
gegen eine Flughafenerweiterung/
für ein Nachtflugverbot)

Seit mehr als 80 Jahren wird das
Rüsselsheimer Mainvorland ge-
prägt von einer majestätischen
Pappelallee. Vor etwa 15 Jahren
musste diese erneuert werden.
Was wäre schützenswerter als
diese Pappelallee? Weit gefehlt!
Trotz des Protestes von BUND
und der Liste Solidarität wurden
die Pappeln bis auf wenige Exem-
plare in einer Hau-Ruck-Aktion
gefällt – übrigens mit Akzeptanz
der Rüsselsheimer Grünen. Die
restlichen Bäume hebt sich das
Grünflächenamt wahrscheinlich
für das „Jahr der Schwarzpappel“
2006 auf. Und wie so oft in Rüs-
selsheim musste das altbekannte
Argument herhalten: Die Pappeln

sind brüchig und nicht mehr stand-
sicher und das nach gerade mal
15 Jahren! Die abgesägten Baum-
stümpfe belegen das Gegenteil.
Da fragt man sich doch, was ist
der wahre Grund für eine solche
Aktion?

Manfred Ockel, Ex-Umweltamtlei-
ter Rüsselsheim, jetzt u.a. Vorsit-
zender der Regionalpark Rhein-
Main Südwest GmbH (wird von der
Fraport AG finanziert), hat für Rüs-
selsheim Geld „locker gemacht“
für eine „Planung“, die weder in ei-
nem städtischen Gremium beraten
noch beschlossen wurde, ge-
schweige denn mit der Bevölke-
rung diskutiert wurde: Verlegung,

Verbreiterung und Asphaltierung
des Weges und Anpflanzung von
Eschen und  Linden-Bäumchen,
die in den nächsten Jahrzehnten
erst noch Bäume werden müssen.
Ein Gestaltungsplan wird laut
Ockel erst noch erstellt. Erst wer-
den einmal Fakten geschaffen und
die Pappeln abgeholzt.
Scheinbar glauben die Rüssels-
heimer Verantwortlichen, so billig
zu einer allerdings überflüssigen
Neugestaltung zu kommen und
überlassen dafür die Gestaltung
eines wichtigen Rüsselsheimer
Naherholungsgebietes dem Fra-
portableger Regionalpark GmbH.
Die Linke / Liste Solidarität nimmt
das Landschaftsschutzgebiet
Mainvorland ernst und fordert die
Wiederaufforstung der alten Allee
mit Säulenpappeln.

Karl-Heinz Schneckenberger

Auf die Unterstützung der Wahl-
initiative „Die Linke/Liste Solidari-
tät“ kann der Stadtelternbeirat  bei
seinem Votum gegen jeden Ver-
kauf von Schulgelände rechnen.
Die Auseinadersetzung um den
Verkauf von Schulgelände zum
Zwecke der Haushaltskonsolidie-
rung hat durch die Diskussion um
die Abtrennung eines Teiles des
Schulhofes der Albrecht Dürer
Schule erneut Aktualität gewon-
nen. Der Magistrat der Stadt Rüs-
selsheim vertritt immer noch die
Auffassung, dass diese Maßnah-
me durch die rückläufige Zahl der
Schülerinnen und Schüler zu
rechtfertigen sei.

Die Liste Solidarität hat immer
wieder darauf hingewiesen, dass
der Wert von Schulgelände nicht
an versicherungsrechtlichen Min-
deststandards gemessen werden
darf. Kinder haben heute einen
größeren Bewegungsdrang und
wenn Schulen ein Stück Lebens-
raum werden sollen, dann kann es
eigentlich keine Flächen geben,
die nicht sinnvoll genutzt werden
können. Außerdem darf nach Auf-
fassung der Wahlinitiative „Die

Es war einmal –
Eine Pappelallee am Main

Linke/Liste Solidarität“ eine quan-
titative und qualitative Weiterent-
wicklung von Schulen in der Zu-
kunft nicht kurzsichtigen Überle-
gungen zur Haushaltskonsolidie-
rung geopfert werden. Im Falle des
Schulhofes der Dürer Schule
kommt noch hinzu, dass er auch
nachmittags von den Kindern des
Stadtteils genutzt wird. Eine Ver-
kleinerung würde die ohnedies
beengten Spielräume in Hassloch
Nord noch weiter beschneiden.
Schulgelände ist Gemeineigentum
und keine Verfügungsmasse zur
Haushaltskonsolidierung. Für die
Liste Solidarität gilt: Der Beschluss
des Stadtelternbeirates ist ver-
nünftig und sollte allen politisch
verantwortlichen zu denken ge-
ben.

Kein weiterer Verkauf von
Schulhofflächen



Oberbürgermeister Gieltowski hat-
te seine Silvesterrakete bis zum
Neujahrsempfang des Gewerbe-
vereins aufgehoben. Dort zünde-
te er sie und die leuchtenden Ster-
ne Rürup, Hujer und Hessen-
Agentur erscheinen am düsteren
Finanzhimmel Rüsselsheims. Die-
se Koryphäen der Beraterszene
(man kennt jedenfalls den Namen
Rürup) werden mit der Studie
„Rüsselsheim 2020“ der Stadt den
Weg in eine strahlende Zukunft
zeigen. Schön wär`s. Gut möglich
ist, dass am Ende nur Herr Rürup
strahlt, denn sein Geldbeutel wird
um einiges voller sein.

Nachdem die Berater, nach jahr-
zehntelangem Wirken in den Pri-
vatunternehmen nun den Staat
und öffentliche Verwaltungen als
lukrativ zu beratende Kunden er-
schließen und privatwirtschaftlich
umgestalten helfen, schwappt die
Beraterwelle jetzt vom Bund, über
die Länder in die Kommunen und
jetzt auch nach Rüsselsheim.

Wer sind die Berater?
Berater sind nicht neutral und un-
abhängig. Sie arbeiten selbst für
Privatunternehmen, die auf höchst
mögliche Gewinnerzielung orien-
tiert sind. Der globale Markt z. B.
wird von 4 Firmen beherrscht, die
500 000  Mitarbeiter beschäftigen
mit einem Jahrsgeschäftsvolumen
von 55 Milliarden  Dollar (2003).
Die politische Ausrichtung liegt
damit auf der Hand. Eine dieser 4
Beraterfirmen heißt Ernst und
Young. Mitarbeiter dieser Firma
berieten die Rüsselsheimer Stadt-
werke in Punkto Teilprivatisierung
Ernst und Young kassierte für das
geplatzte Geschäft mindestens
200.000 Euro. Die Firma ist im
Vorstand des CDU-Wirtschaftra-
tes vertreten und leistete gute
Dienste bei den Kohl`schen
„schwarzen Kassen.“! Neutral?
Unabhängig?

In Rüsselsheim versucht man erst
gar nicht den Eindruck zu erwe-
cken, dass es sich bei der Studie

litik erstellt wird. Und das bedeu-
tet: Privatisierung, Stellenabbau,
Leistungskürzungen und stärkere
Belastungen für die Bürger. OB
Gieltowski deutet es schon an:
Herr Rürup „ scheue keine unbe-
quemen Wahrheiten“. Das sugge-
riert, es gäbe keine anderen Mög-

„Rüsselsheim 2020“ um eine neu-
trale handeln wird. OB Gieltowski
betont vielmehr, dass „man auf
einen Sachverständigen der Wirt-
schaft“ zurückgreift. Aber die Wirt-
schaft ist ja in dem Beratergremi-
um selbst vertreten. Opel beteiligt
sich nicht nur an der Arbeitsge-
meinschaft,
sondern fi-
nanziert das
Ganze auch
noch mit -
und das si-
cher nicht
aus Großzü-
gigkeit. Für
Opel ist da-
mit garan-
tiert, dass
seine Inter-
essen in der
Studie voll
zum Tragen
kommen. Das Gutachten soll nach
den Worten des OB „die Potentia-
le unserer Stadt in ihrer Gesamt-
heit betrachten“ und „soll das Tor
zur Zukunft aufstoßen und die rich-
tige Strategie für unsere Wirt-
schafts- und Stadtentwicklungspo-
litik erbringen.“ Doch die Stadt
betreibt ja nun nicht erst seit jetzt
Wirtschafts- und  Stadtentwick-
lung. Von einem verantwortlichen
Magistrat sollte man eigentlich an-
nehmen können, dass er sein po-
litisches Handeln nach einer Stra-
tegie ausgerichtet hat, die das al-
les beinhaltet.

Eine Meinung wird zur Wahrheit
Auch Herr Rürup wird mit seiner
Beratung nicht erreichen können,
dass endlich die überfällige Ge-
meindesteuerreform zustande
kommt, die den Gemeinden
wieder den nötigen finanziellen
Spielraum verschafft. Auch wird er
nicht erreichen können, dass sich
das Gewerbegebiet „Blauer See“
schneller mit Firmen füllt. Leider!
Da Herr Rürup dem konservativen
Lager der Wirtschaftsexperten zu-
zurechnen ist, ist absehbar, dass
das Gutachten nach dem Strick-
muster neoliberaler Wirtschaftspo-

„Die Teilprivatisierung der Stadt-
werke ist ein Skandal!“. Mit dieser
Pressemitteilung brachte die Lis-
te Solidarität die Meinung vieler
Rüsselsheimer im November 2005
auf den Punkt und eine Welle des
Protests ins Rollen. Nach einjäh-
riger geheimer Vorbereitung ver-
kündete der Magistrat den Stadt-
verordneten in geschlossener Sit-
zung seine Absicht 49% der An-
teile an den Stadtwerken (Wasser,
Gas, Strom) an eine Tochtergesell-
schaft des transnationalen Suez-
Konzerns zu verkaufen.

Ein „starker Partner“ musste an-
geblich her und Geld sollte in die
städtischen Kassen gespült wer-
den. Der „starke Partner“ Suez
wies in seiner Bilanz 2002 Schul-
den von 26 Milliarden Euro aus.
Er wurde in den letzten Jahren
rausgeworfen aus Grenoble,  At-
lanta und Potsdam, er setzte sich
ab aus Manila und Buenos Aires.

Ein Bündnis aus Attac, DGB, evan-
gelischer Pfarrstelle für gesell-
schaftliche Verantwortung, ver.di
Südhessen und Aktionsbündnis
gegen Sozialabbau recherchierte
nicht nur die Tatsachen über welt-
weite Erfahrungen mit Privatisie-
rungen von Wasserversorgung
und Stadtwerken sondern organi-
sierte auch eine Informations- und
Protestveranstaltung.
Nachdem auf dieser Veranstaltung
Dr. Werner Rügemer (wissen-
schaftlicher Beirat von attac) und
Frank Kürschner-Pelkmann,
(Wasserexperte von „Brot für die
Welt“) eindringlich und mit vielen
Beispielen vor der Privatisierung
warnten und sich mehr als 70 der
Anwesenden spontan zur aktiven
Unterstützung eines Bürgerbegeh-
rens entschieden, traten SPD und
Magistrat zwei Tage später den
Rückzug an.
Eine wichtige Rolle spielte dabei
sicherlich der mit 97% erfolgreiche
Bürgerentscheid gegen die Teilpri-

vatisierung der Stadtwerke in
Mühlheim am Main am Sonntag
davor. Zwar hatten SPD, Grüne
und CDU, die die Privatisierung
zunächst gemeinsam befürworte-
ten, die Augen vor den weltweit
schlimmen Erfahrungen mit Priva-
tisierungen der Wasserversor-
gung verschlossen. Aber diesem
letzten Beispiel in einer Kette von
mehreren Dutzend erfolgreichen
Bürgerbegehren und –entschei-
den mussten sie zusammen mit
der Entschlossenheit des Protes-
tes vor Ort doch in Rechnung stel-
len.

Ein Grund zur Freude ist das ge-
wiss. Und die Erkenntnis nimmt
zu, dass Privatisierungen nicht die
versprochenen Ef fizienz- und
Wohlstandsgewinne bringen, son-
dern auf Dauer in fast allen Fällen
zu sinkender Qualität und Sicher-
heit bei höheren Preisen, weniger
Arbeitsplätzen bei schlechteren
Arbeitsbedingungen, zur Vernach-
lässigung ökologischer Kriterien
und zu fehlender demokratischer
Kontrolle führen.  Da aber weder
der Appetit des Kapitals auf profi-
table Anlagemöglichkeiten noch
der Druck der - politisch bewusst
herbeigeführten - „leeren öffentli-
chen Kassen“ so bald nachlassen
werden, ist mit weiteren Versu-
chen zur Privatisierung von Berei-
chen der öffentlichen Daseinsvor-
sorge zu rechnen.

Die Linke/Liste Solidarität wird ein
zuverlässiger Bündnispartner für
alle BürgerInnen und Organisati-
onen sein, die sich für eine öffent-
liche Daseinsvorsorge unter de-
mokratischer Kontrolle engagier-
en.                   Heinz-Jürgen Krug

Der Jahreswirtschaftsbericht der
Bundesregierung zeigt einen alar-
mierenden Absturz der Arbeitsein-
kommen und eine skandalöse
Zunahme der Gewinn- und Vermö-
genseinkommen.

Die Bundesregierung prognosti-
ziert zwar für das laufende Wirt-
schaftsjahr eine Erhöhung des
Volkseinkommens um 42 Milliar-
den Euro, doch sollen nach deren
Vorstellungen die abhängig Be-
schäftigten davon nur zwei Milli-
arden erhalten.

Während für die Arbeitnehmerein-
kommen eine Zunahme von nur
0,2 Prozent vorausgesagt wird, er-
wartet die Bundesregierung ein
Wachstum der Gewinn- und Ver-
mögenseinkommen um 7,2 Pro-
zent. Dabei befindet sich der An-
teil der Löhne und Gehälter am
Volkseinkommen bereits seit fünf
Jahren auf einem dramatischen
Sturzflug. Und das nicht nur im

Meilensteine GRÜNER Kinder- und Jugend-
politik 2001 - 2005
!!!!! Streichung der internationalen Jugendarbeit.
!!!!! Reduzierung der Mittel für die Kinder- und Jugenderholung
!!!!! Wegfall des Spielmobils als städtische Leistung.
!!!!! Schließung Kinderhaus Innenstadt.
!!!!! Schließung Kinderbereich Königstädten.
!!!!! Schließung Jugendzentrum Berliner Viertel.
!!!!! Personalreduzierung in der Jugendpflege sowie bei verschiedenen Angeboten.
!!!!! Beendigung des Projektes “Integration ausländischer Jugendlicher in Vereinen”.
!!!!! Es sind ca. 6 Stellen in der Jugendpflege eingespart.
!!!!! Reduzierung der Gesamtöffnungszeiten der Kindertagesstätten.
!!!!! Nichtbesetzung von Stellen in der Kindertagesstättenverwaltung.
!!!!! Reduzierung des Personals in der psychologischen Beratungsstelle der Kitas.
!!!!! Schließung des Schwimmbades.
!!!!! Abbau des Kinder- und Jugendprogramms im Theater.
!!!!! Stellenabbau in der Stadtbücherei mit entsprechenden Folgen für die HauptnutzerIn-

nengruppe Kinder und Jugendliche, Schulen und Kitas.
!!!!! Abgabe des Sozialamtes an den Kreis.
!!!!! Verschlechterung des Betreungsstandards und der Ausstattung der Betreuungsschu-

len.
!!!!! Nichtbesetzung von diversen Stellen in der Allgemeinen Jugendhilfe und der Jugend-

gerichtshilfe (hier wird das sogenannte Rüsselsheimer Projekt gefährdet).
!!!!! Abschaffung des Projektes Täter- Opferausgleich in der Jugendgerichtshilfe.

Dagegen steht die Schaffung einer persönlichen ReferentInnenstelle für den GRÜNEN
Dezernenten.

Verhältnis zu den Profiten. Im ver-
gangenen Jahr sanken die Arbeit-
nehmerentgelte sogar absolut,
nämlich um ein halbes Prozent,
während die Gewinn- und Vermö-
genseinkommen um 6,1 Prozent
zulegten.

Das Siechtum der Arbeitseinkom-
men betrifft die Arbeitslosen und
Rentner noch mehr als die Be-
schäftigten, weil das Zurückblei-
ben der Löhne hinter der wirt-
schaftlichen Entwicklung die sozi-
alen Sicherungssysteme austrock-
net. Deshalb verdienen die anste-
henden Tarifkämpfe die Unterstüt-
zung all derjenigen, die nicht von
der Explosion der Gewinn- und
Vermögenseinkommen profitieren.
Die Einführung eines gesetzlichen
Mindestlohnes zur Verhinderung
von Armutslöhnen steht dabei ge-
nau so auf der Tagesordnung wie
die Abwehr geplanter Arbeitszeit-
verlängerungen im Öffentlichen
Dienst und anderswo.

Studie „Rüsselsheim 2020“ -
Was wir von Herrn Rürup zu erwarten haben

Keine Chance für
Suez/Eurawasser in Rüsselsheim

Lohnerhöhungen und Mindest-
lohn sind das Gebot der Stunde

lichkeiten als die des  Herrn Rü-
rup. Eine Meinung wird zur Wahr-
heit.

Das heißt im Klartext: Will man
unbequeme Maßnahmen durch-
setzen (mit Vorliebe gleich nach
der Kommunalwahl) holt man sich
einen möglichst bekannten Bera-
ter, dessen  Ergebnisse sich mit
den Zielen des Auftraggebers de-
cken und die dann als die, kritische
Fragen und Widerstände wegwi-
schende, Wahrheit verkauft wer-
den. Im entwickelten Neoliberalis-
mus ist es Aufgabe der Berater
dabei zu sein , wenn Illusionen
geweckt werden sollen, wenn lo-
kale Projekte im Wettbewerb der
Standorte euphorisiert werden
müssen und wenn die örtlichen
„Eliten“ gefeiert werden wollen.

Bleibt abschließend festzustellen,
die Studie „Rüsselsheim 2020“
wird die Stadt einiges kosten und
der Effekt für die Stadt und vor al-
lem für die Bürger ist sehr zweifel-
haft.

Karl-Heinz Schneckenberger

Norbert Walter, Deutsche Bank, 7.2.2005:
„Wir müssen, nachdem der Sozialismus der
DDR überwunden wurde, den westdeutschen
Sozialismus überwinden, damit wir die
Zukunft gewinnen können.“



NICHT-INTEGRIERT INTEGRIERT

Der Begriff Integration wird dem
Anliegen, um das es geht, immer
weniger gerecht. Integration ist ein
von der Politik und von den Medi-
en zunehmend verunstaltetes
Modewort. Man kann es auch als
Unwort betrachten, da es das Ziel,
welches wir uns gesetzt haben,
nämlich das solidarische, gleich-

berechtigte Zusammenleben aller
Bewohner und Bewohnerinnen
dieses Landes und die Herstellung
der sozialen Gerechtigkeit für alle
nicht bezeichnet. Viele MigrantIn-
nen stehen diesem Wort ableh-
nend gegenüber, da es in der Öf-
fentlichkeit immer wieder als Syn-
onym für Assimilation gebraucht
wird. Die Anpassung unter dem
einseitigen Verzicht auf die eige-
ne kulturelle Identität ist aber nicht
förderlich um das Zusammenle-
ben aller Menschen in einem
Raum zu fördern. Wichtig ist es
einen Begriff zu finden, der das
Unwort Integration ersetzt. Dieser
Begriff sollte deutlich machen,
dass es um alle Menschen in der
Gesellschaft geht, unabhängig
von der nationalen bzw. ethni-
schen Zugehörigkeit. Es soll ein
Konzept einer solidarischen Ge-
sellschaft entstehen, mit dem Ziel
der sozialen Gerechtigkeit.

Die Rolle der Sprache

Zwangsmaßnahmen sind abzu-
lehnen. Niemand soll gegen sei-
nen Willen zu einer Handlung ge-
zwungen werden. Einerseits kann
der Erwerb der deutschen Sprache
nur auf freiwilliger Basis gesche-
hen. Bei Nichterfüllung mit Sank-
tionen zu drohen, wie z.B. Ableh-
nung der Aufenthaltserlaubnis,
Kürzung von Leistungen, ist nicht
förderlich für ein friedliches Zu-
sammenleben der verschiedenen
Kulturen. Andererseits ist die Fä-
higkeit die deutsche Sprache zu
beherrschen nicht ausreichend,
um eine wirkliche Kommunikation
zwischen den Menschen in
Deutschland zu erreichen. Die

Deutschen sind aufgefordert mit
den MigrantInnen zu kommunizie-
ren. Auf Menschen zuzugehen
und zu kommunizieren ist wichtig
um sein Gegenüber zu verstehen.
Durch Verständigung entsteht Ver-
ständnis und Vertrauen.

Vollständige Akzeptanz und
Gle ichberecht i -
gung der Einwan-
derer und ihrer
N a c h k o m m e n
kann realisiert wer-
den, wenn ein
gleichberechtigtes
Geben und Neh-
men zwischen „Alt-
eingesessenen“

und „Einwanderern“ stattfindet.
Eine Ethnisierung bei gesellschaft-
lichen Problemen verhindert auch
die Gleichberechtigung zwischen
„Alteingesessenen“ und „Einwan-
derern“, da somit das Anderssein
immer im Bewusstsein der Migran-
tInnen und ihrer Nachfahren vor-
handen sein wird. Die fehlende
Chancengleichheit im Bildungs-
wesen ist kein spezifisches Mig-
rantenproblem, es ist ein soziales
Problem. Wie aus der PISA Stu-
die bekannt ist, ist der Bildungs-
erfolg von der sozialen Herkunft
abhängig. Hier versagt das deut-
sche Schulsystem, dass es nicht
integrativ ist sondern selektiv. Wir
stehen hier vor allem einem sozi-
alen Phänomen gegenüber.

Rechtliche Rahmenbedingungen
erschweren vielen nicht-deut-
schen Staatsbürgern das Leben in
Deutschland. Das seit 1.1.2005
geltende manchmal fälschlicher
Weise auch als Zuwanderungsge-
setz bezeichnete neue Aufent-
haltsgesetz, das ja das Leben der
MigrantInnen erleichtern sollte, hat
alle Abwehr-, Ausweisungs-, Ab-
schiebe- und Strafregelungen des
bisherigen Gesetzes übernommen
und noch einige Verschärfungen
hinzugefügt. Die Familienzusam-
menführung ist erschwert worden,
das Nachzugsalter ist auf 12 Jah-
re gesenkt worden.

Die politische Partizipation der
MigrantInnen ist ein weiterer wich-
tiger Faktor für die Gleichberech-
tigung der MigrantInnen und ihrer
Nachverfahren. Das allgemeine
Wahlrecht für alle Einwohner und
Einwohnerinnen der BRD, unab-
hängig von ihrer Staatsbürger-
schaft, sollte zumindest auf kom-
munaler Ebene eingeführt werden.
Die poltische Partizipation der Mi-
grantInnen symbolisiert den Wil-
len zur Schaffung einer gleichbe-
rechtigten solidarischen Gesell-
schaft.                     Yeter Ayboga

Im Sommer des vergangenen Jah-
res wurde der neue Schulentwick-
lungsplan der Stadt Rüsselsheim
verabschiedet und wie zu erwar-
ten war, stellen insbesondere SPD
und Grüne in ihren Wahlprogram-
men Inhalte und Ziele dieses Pla-
nes als einen großen politischen
Erfolg dar. Die SPD geht sogar so
weit zu behaupten, dass ihre vor-
ausschauende Schulpolitik auf
durch die PISA-Studie deutlich ge-
wordene Mängel bereits lange vor
der Studie einging. Die Linke / Lis-
te Solidarität ist jedoch der Auffas-
sung, dass die drängenden Fra-
gen und Probleme von Schule und
Bildung in Rüsselsheim von SPD
und Grünen ebenso wie von CDU
und FDP weggewischt werden.

Das dreigliedrige deutsche
Schulwesen im internationalen
Abseits

In der Stadt Rüsselsheim spiegelt
sich geradezu exemplarisch die
deutsche Bildungsmisere. Ein kur-
zer Blick nach Finnland und
Schweden unterstreicht die Dra-
matik: Erwerben in Deutschland
ca. 35% eines Jahrganges die
Hochschulreife, so sind dies in
Schweden ca. 75% und in Finn-
land ca. 90%.

Verantwortlich für das schlechte
Abschneiden Deutschlands bei in-
ternationalen Schulleistungstests
ist nach weitgehender Überein-
stimmung internationaler Fach-
kräfte neben den geringen Bil-
dungsinvestitionen das in hohem
Maße selektierende dreigliedrige
Schulwesen. Während Finnland
und Schweden in den 60iger und
70iger Jahren des Vergangenen
Jahrhunderts ihr Schulwesen ra-
dikal umgebaut und flächendeck-
end Gesamtschulen eingerichtet
haben, Noten erst ab der 6. Klas-
se (Finnland) bzw. der 8. Klasse
(Schweden) gegeben werden,
werden in Deutschland - und hier
insbesondere im CDU regierten

Gesamt- oder Hauptschulen ver-
weisen und von dort aus geht es
im Zweifelsfall zur Förderschule.
Die gegliederte Schulstruktur er-
niedrigt unsere Kinder und Ju-
gendlichen zu Mängelwesen. Der
Grundsatz jeder humanen Päda-
gogik, dass Kinder und junge Men-
schen erst einmal zu akzeptieren
sind, dass kein Kind beschämt
werden darf, dass jedes Kind et-
was kann, gilt im dreigliedrigen
Schulwesen nicht. Die einzige
Leistung, die es wirklich hervor-
bringt, ist die Vorbereitung auf die
entsolidarisierte Ellbogengesell-
schaft.

Es gibt in Rüsselsheim erfreuliche
Ansätze, z.B. die Schulsozialarbeit
und  die Parteien schmücken sich
jetzt vor der Wahl damit. Die wirk-
lich heiklen Fragen, die unter an-
derem auch an den Bildungsprivi-
legien der Mittelschicht rütteln,
werden von SPD und Grünen tun-
lichst ausgeklammert und die
CDU-Schulpolitik steht ja ohne-
dies für die Verteidigung von Bil-
dungsprivilegien. Eine wirklich zu-
kunftsweisende  Bildungspolitik
muss aber auch in Rüsselsheim
das frühe Verteilen der Kinder auf
Haupt-, Realschulen und Gymna-
sien mit Nachdruck kritisieren und
Auswege aus der Sackgasse des
gegliederten Schulsystems entwi-
ckeln.

Bernd Heyl

Hessen - die Selektivität verstärkt
und  Noten- und Prüfungsdruck
verschärft.

Die Rüsselsheimer Schulstruk-
tur benachteiligt die Kinder aus
Hassloch Nord, Berliner Viertel
und Dicker Busch

Die von SPD und Grünen in ihren
Wahlprogrammen gepriesene
schulpolitische  „Vielfalt“ ist vor
diesem Hintergrund alles andere
als positiv zu bewerten, sie spie-
gelt vielmehr die deutsche Mise-
re. Da die Kinder aller sozialer
Schichten und Nationalitäten von
Geburt an gleich intelligent sind,
muss es mehr als nachdenklich
stimmen, wenn im Schuljahr 2003/
2004 von der Eichgrundschule
60,3 %, von der Otto Hahn Schu-
le 53 % aber von der Goetheschu-
le lediglich 32,7 %, der Schiller-
schule 29,5 % und der Georg
Büchner Schule 21,7% auf ein
Gymnasium wechseln. Diese Da-
ten unterstreichen, selbst wenn sie
vorsichtig und abgeschwächt in-
terpretiert werden, die hohe sozi-
ale und ethnische Selektivität der
Rüsselsheimer Schulstruktur.

Die Schulen in Deutschland und
in Rüsselsheim sind immer noch
defizitorientiert. Gymnasien kön-
nen SchülerInnen, die nicht funk-
tionieren, an die Realschule ab-
schieben, Realschulen können an

Hunderte von Jugendlichen ver-
lassen jedes Jahr die allgemein
bildenden Schulen in Rüsselsheim
und suchen einen Ausbildungs-
platz. Für viele endete dies in den
letzten Jahren, obwohl sie ausbil-
dungsreif waren, mit einem Miss-
erfolg, da nicht genügend Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung ste-
hen.

Die Folgen sind, dass immer mehr
Jugendliche in Maßnahmen der
Arbeitsagentur oder in der Werner-
Heisenberg-Schule auf eine Lehr-
stelle warten. Dies sind je nach
Zählweise 10-30 % der Schulab-
gänger. Die Folge: Frustration!

Die Jugendlichen sind frustriert.
Sie erhalten trotz guter Zeugnis-
se, Bewerbungstraining, aktiver
Bewerbungsbemühungen usw.
keinen Ausbildungsplatz. Die
schlechten Perspektiven der Ju-
gendlichen erschweren die Arbeit
in den Maßnahmen und in der
Schule. Viele Jugendliche driften
ab und werden demotiviert.

Im Bundestagswahlkampf hat die Rüsselsheimer Liste Solidarität die
Wahlinitiative für die Linkspartei unterstützt. Das Zusammengehen
verschiedener Gruppierungen links von SPD und Grünen stößt auf
großes Wohlwollen und wir unterstützen – wenn auch ohne Euphorie
– diesen Prozess. Deshalb tritt die linke Rüsselsheimer Wahlinitiati-
ve am 26. März 2006 unter dem Namen „Die Linke / Liste Solidarität“
an.

Sie möchten mehr über die Linke / Liste Solidarität erfahren?

Das Programm und die aktuellen Erklärungen finden Sie im
Internet unter

www.liste-solidaritaet.de

Kontaktadresse: Heinz-Jürgen Krug,
Dr. Ludwig-Opel-Straße  59,
65428 Rüsselsheim

Der schwere Weg in eine
solidarischen Gesellschaft

Für gleiche Bildungschancen aller
Rüsselsheimer Kinder!

Was tut die Stadt?
In turnusmäßig veranstalteten
Runden Tischen zur Ausbildungs-
situation wird das Problem darge-
stellt. Die Akteure jammern, der
Handwerksmeister klagt darüber,
dass die Auszu-
bildenden sich
nicht schon so
verhalten wie
ein Facharbei-
ter, die St adt
sagt, dass kein
Geld da sei, die
Arbeitsagentur verweist auf Vorga-
ben und knappe Mittel, die Schu-
le beklagt die mangelnde Motiva-
tion der Jugendlichen usw. Im
Ganzen eine enttäuschende Ver-
anstaltung in der jeder versucht
den schwarzen Peter möglichst an
andere weiter zu geben. Das
Grundproblem, der Mangel an
Ausbildungsplätzen, wird nicht
angegangen.

Was wollen wir?
Die berufliche Schule braucht zur
Unterstützung der Jugendlichen

dringend SchulsozialarbeiterIn-
nen. Wesentlich wichtiger ist je-
doch die Schaf fung zusätzlicher
Ausbildungsplätze.
Zur Finanzierung könnte ein kom-
munaler Fond „Berufliche Zukunft
Rüsselsheim“ geschaffen werden.
Dieser Fond sollte aus Mitteln der
Arbeitsagentur, der Beruflichen
Schule und einer Abgabe aller Ge-
werbetreibenden in Rüsselsheim

(z.B. Erhöhung der Gewerbesteu-
erhebesätze) gespeist werden.
Weiterhin müssen die Stadtver-
waltung und die städtischen Be-
triebe ihre Ausbildungskapazitäten
ausweiten.
Auch die berufliche Schule mit ih-
rer Ausstattung muss für Vollaus-
bildungen genutzt werden. Bei der
Vergabe öffentlicher Auf träge
muss die Ausbildungsquote ein
entscheidendes Kriterium werden;
wer nicht ausbildet, bekommt kei-
ne öffentlichen Aufträge!

Ralf Becker

Rüsselsheims Jugend braucht
Perspektiven


